Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudisache 1094 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Wahl, Dr. Serres, Dr. Blank (Oberhausen), 

Samwer und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Abgeltung von Besatzungsleistungen und 
Besatzungsschäden 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Grundvorschrift 

§ 1 

Zum Ausgleich von Vermögensnachteilen 
im Zusammenhang mit Besatzungsleistungen 
und von Besatzungsschäden gewährt die Bun- 
desrepublik auf Antrag nach Maßgabe der 
Vorschriften dieses Gesetzes Entschädigungen, 
Härteausgleiche und Bundesdarlehen. 


ERSTER TEIL 
Entschädigungen 

ERSTER ABSCHNITT 
Entschädigungen 

im Zusammenhang mit Besatzungsleistungen 

§ 2 

Für Vermögensnachteile, die in unmittel- 
barem Zusammenhang mit der ordnungs- 
mäßigen Inanspruchnahme von beweglichen 
oder unbeweglichen Sachen durch eine Be- 
satzungsmacht zur Nutzung oder zum Ge- 
brauch entstanden sind, wird eine Entschädi- 
gung nach Maßgabe der §§ 3 bis 10 gewährt. 
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§ 3 

(1) Für die Überlassung der Nutzung oder 
des Gebrauchs der Sachen wird eine Entschä- 
digung in Höhe des für vergleichbare Lei- 
stungen im Wirtschaftsverkehr üblichen Ent- 
gelts (Miete, Raumpacht) gewährt. Ist ein im 
Wirtschaftsverkehr übliches Entgelt nicht zu 
ermitteln, so wird eine Entschädigung in 
Höhe einer angemessenen Gegenleistung ge- 
währt. Bei der Ermittlung des üblichen Ent- 
gelts oder der angemessenen Gegenleistung 
ist regelmäßig davon auszugehen, für welche 
Zwecke die Sache im Zeitpunkt der Inan- 
spruchnahme tatsächlich genutzt worden Ist. 

(2) Die Entschädigung wird dem Eigen- 
tümer der Sache gewährt. Steht die nach den 
Abgeltungsvorschriften der Besatzungsmächte 
für die Überlassung der Nutzung oder des 
Gebrauchs der Sache zu gewährende Nut- 
zungsvergütung anstelle des Eigentümers 
einem sonstigen Nutzungsberechtigten zu, so 
wird die Entschädigung diesem gewährt. 

(3) Die Entschädigung wird längstens bis 
zum Ende des Monats gewährt, in dem die 
Sache freigegeben wird. 

§ 4 

(1) Ist infolge der Inanspruchnahme der 
Sachen ein gewerbliches Unternehmen ganz 
oder zum Teil stillgelegt worden, so ist dies 
bei der Bemessung der Entschädigung zu be- 
rücksichtigen, soweit es zur Vermeidung einer 
unbilligen Härte geboten erscheint. Die Ent- 



Schädigung darf jedoch den Betrag nicht über- 
steigen, der bei einer Verpachtung des Unter- 
nehmens im Wirtschaftsverkehr üblicherweise 
zu erzielen wäre (Unternehmenspacht). Ein- 
künfte, die der Entschädigungsberechtigte aus 
einer anderweitigen Verwendung seiner in- 
folge der Inanspruchnahme freigewordenen 
Arbeitskraft erzielt oder in zumutbarer 
Weise erzielen könnte, sind bei der Bemes- 
sung der Entschädigung zu berücksichtigen. 

(2) Waren die in Anspruch genommenen 
Sachen im Zeitpunkt der Inanspruchnahme 
auf Grund eines Miet- oder Pachtvertrages 
oder eines sonstigen entgeltlichen Über- 
lassungsvertrages einem Dritten zur Nutzung 
oder zum Gebrauch überlassen, so ist der Teil 
der Entschädigung, der die Miete oder Pacht 
für den Raum und die Einrichtungsgegen- 
stände übersteigt, zwischen dem Eigentümer 
und dem Dritten im Verhältnis ihrer Anteile 
an der Leistung zu verteilen. 

(3) Werden Einrichtungsgegenstände eines 
stillgelegten gewerblichen Unternehmens vor 
Freigabe des Grundstücks zurückgegeben, so 
wird die Entschädigung für die Einrichtungs- 
gegenstände bis zum Ende des Monats, in 
dem das Grundstück freigegeben wird, fort- 
gezahlt, soweit es zur Vermeidung einer un- 
billigen Härte geboten erscheint. Erträge aus 
einer anderweitigen Nutzung der zurückge- 
gebenen Einrichtungsgegenstände sind auf die 
Entschädigung anzurechnen. 

§ 5 

(1) Für die Überlassung der Nutzung oder 
des Gebrauchs landwirtschaftlicher Nutz- 
flädien wird eine Entschädigung für die Wirt- 
schaftsjahre gewährt, in denen durch die In- 
anspruchnahme ein Nutzungsschaden ent- 
steht, der nicht in anderer Weise, insbeson- 
dere durch eine Entschädigung für den Ver- 
lust oder die Zerstörung des Aufwuchses, aus- 
geglichen wird. 

(2) Ist infolge der Inanspruchnahme einer 
landwirtschaftlichen Nutzfläche eine Wirt- 
schaftsumstellung notwendig geworden oder 
eine Wirtschaftserschwernis eingetreten, so 
wird dem Eigentümer oder dem auf Grund 
eines dinglichen oder persönlichen Rechts zur 
Nutzung des Grundstücks Berechtigten eine 
Entschädigung gewährt. 

S 6 

(1) Für die Überlassung des Gebrauchs 
forstwirtschaftlicher Nutzflächen wird eine 


Entschädigung für die Wirtschaftsjahre ge- 
währt, in denen infolge Behinderung der 
Wiederaufforstung, der Bestandspflege oder 
der Jagdausübung durch den Eigentümer oder 
infolge Beschränkung der Bestandsnutzung 
ein Nutzungsschaden entsteht. 

(2) Als Beschränkung der Bestandsnutzung 
ist es nicht anzusehen, wenn die Bestands- 
nutzung lediglich nicht planmäßig vorgenom- 
men werden kann, es sei denn, daß der Erlös 
der planmäßigen Bestandsnutzung regelmäßig 
verzinslich verwertet worden ist. 

(3) Entstehen dadurch, daß trotz der In- 
anspruchnahme die Wiederaufforstung, Be- 
standspflege oder Bestandsnutzung gestattet 
wird, höhere Betriebskosten, so wird eine 
Entschädigung gewährt, soweit die Kosten 
erforderlich und angemessen waren. 

S 7 

(1) Eine Entschädigung wird ferner ge- 
währt 

1. für die Betriebskosten eines In Anspruch 
genommenen Grundstücks im Sinne des 
§ 21 der Verordnung über Wirtschaftlich- 
keits- und Wohnflächenberechnung für 
neugeschaffenen Wohnraum (Berechnungs- 
verordnung) vom 20. November 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 753), die nicht mit der 
Nutzungsvergütung einschließlich einer 
nach den §§ 3 bis 6 gewährten Entschädi- 
gung oder auf andere Weise abgegolten 
werden; 

2. für die Kosten der Räumung des in An- 
spruch genommenen Grundstücks; 

3. für die Kosten der Beförderung von Um- 
zugsgut aus Anlaß des Umzugs in eine 
Ausweichunterkunft, etwa notwendiger 
Zwischenumzüge sowie des Rückumzugs 
oder des Umzugs in eine Ersatzunterkunft; 

4. für die Kosten der Anmietung oder An- 
pachtung einer Ausweichunterkunft, soweit 
sie die für das In Anspruch genommene 
Grundstück gezahlte Miete oder Pacht, bei 
eigengenutzten Grundstücken die für das 
in Anspruch genommene Grundstück ge- 
zahlte Nutzungsvergütung einschließlich 
einer nach den §§ 3 bis 6 und 7 Abs. 1 
Nr. 1 gewährten Entschädigung nach Ab- 
zug der nach der Inanspruchnahme noch 
entstehenden notwendigen Aufwendungen 
für das Grundstück übersteigen; 

5. für die Kosten der Lagerung und Bewa- 
chung von Einrichtungsgegenständen, die 
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aus dem in Anspruch genommenen Grund- 
stück entfernt werden mußten; 

6. für die Kosten von Versicherungen, die im 
Zusammenhang mit der Beförderung und 
mit der Lagerung von Einrichtungsgegen- 
ständen notwendig geworden sind; 

7. für die Kosten der Einrichtung einer Aus- 
wcichunterkunft mit den bei der Räumung 
entfernten und mit den als Ersatz beschaff- 
ten Einridatungsgegenständen, jedoch ohne 
die Aufwendungen für Neuanschaffungen; 

8. für die Kosten der Wiedereinrichtung des 
in Anspruch genommenen Grundstücks 
nach seiner Freigabe mit den bei der Räu- 
mung entfernten und mit den als Ersatz 
beschafften Einrichtungsgegenständen und 
für die Kosten einer notwendigen Ent- 
wesung; 

9. für die Kosten, die dadurch entstehen, daß 
die Miete oder Pacht für die Ausweich- 
unterkunft auch nach Freigabe des in An- 
spruch genommenen Grundstücks weiter- 
gezahlt werden muß, w'eil eine rechtzeitige 
Kündigung des Miet- oder Pachtvertrages 
über die Ausweichunterkunft nicht möglich 
war. 

(2) Die Entschädigung bemißt sich nach den 
tatsächlich entstandenen Kosten, soweit sie 
unvermeidbar waren und der Höhe nach an- 
gemessen sind. 

(3) Die Entschädigungen nach Absatz 1 
Nr, 4 bis 6 werden dem Mieter oder Pächter 
eines in Anspruch genommenen Grundstücks, 
dessen Miet- oder Pachtverhältnis während 
der Dauer der Inanspruchnahme endet, vom 
Zeitpunkt der Beendigung ab nicht mehr ge- 
währt. Sie werden ferner nicht gewährt, wenn 
den Umständen nach anzunehmen ist, daß der 
von der Inanspruchnahme Betroffene nach 
Freigabe des Grundstücks nicht in dieses zu- 
rückkehren wird, oder wenn er in einer Un- 
terkunft, die unter Verwendung von Mitteln 
des Besatzungs- und Verteidigungsfolge- 
kostenhaushalts für diesen Zweck errichtet 
worden ist, anderweitig untergebracht wor- 
den Ist. 

§ 8 

(1) Hat der Eigentümer eines eigengenutz- 
ten Grundstücks oder ein Ihm gleichstehender 
Nutzungsberechtigter aus den Erträgen 
einer gewerblichen oder landwirtschaftlichen 
Nutzung des Grundstücks den Lebensunter- 
halt für sich und seine unterhaltsberechtigten 


Angehörigen bestritten und reicht die ihm 
für das in Anspruch genommene Grundstück 
sowie für die mit in Anspruch genommenen 
Einrichtungsgegenstände aus dem Alliierten 
Besatzungskosten- und Auftragsausgabenhaus- 
halt gezahlte Nutzungsvergütung einschließ- 
lich einer nach den §§ '3 bis 5 gewährten Ent- 
schädigung zur Bestreitung des Lebensunter- 
halts nicht aus, so wird Ihm eine zusätzliche 
Entschädigung gewährt. 

(2) Der Bemessung der Entschädigung ist 
die durchschnittliche Reineinnahme des Be- 
triebes in den letzten drei Jahren vor der 
Inanspruchnahme des Grundstücks zu Grunde 
zu legen. Dabei Ist regelmäßig von den ver- 
steuerten Reineinnahmen auszugehen. Ist seit 
der Inanspruchnahme eine Änderung der all- 
gemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse ein- 
gerrcten, so ist sie bei der Beiiiessuiig der Ent- 
schädigung zu berücksichtigen, soweit es aus 
Gründen der Billigkeit geboten erscheint. Die 
Entschädigung darf einschließlich der aus dem 
Alliierten Besatzungskosten- und Auftrags- 
ausgabenhaushalt gezahlten Nutzungsvergü- 
tung und einer nach den §§ 3 bis 5 gewährten 
Entschädigung, soweit sie zur Bestreitung des 
Lebensunterhalts zur Verfügung stehen, den 
Betrag von 500 Deutsdie Mark monatlich 
nicht übersteigen. 

(3) Die Entschädigung ist, sofern ihre Vor- 
aussetzungen nicht vorzeitig entfallen, bis zur 
Freigabe des in Anspruch genommenen 
Grundstücks zu gewähren. 

(4) Eine Entschädigung wird nicht gewährt, 
soweit der von der Inanspruchnahme Betrof- 
fene Einnahmen aus einer anderen Tätigkeit 
erzielt oder aus einer ihm zumutbaren Tätig- 
keit erzielen könnte. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 
sind sinngemäß anzuwenden, wenn ein Mie- 
ter oder Pächter ein in Anspruch genommenes 
Grundstück gewerblich oder landwirtschaft- 
lich genutzt hat. Endet während der Dauer 
der Inanspruchnahme das Miet- oder Pacht- 
verhältnis, so wird vom Zeitpunkt der Be- 
endigung ab eine Entschädigung nicht mehr 
gewährt. 

§ 9 

(1) Die nach den §§ 3 bis 6 zu gewährende 
Entschädigung beschränkt sich 

1. bei Inanspruchnahme von Sachen im Eigen- 
tum von Ländern, Gemeindeverbänden 

oder Gemeinden, die nicht Wohn- oder 
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Erwerbszwecken dienen, auf die Erstattung 
der nach der Inanspruchnahme fortlaufen- 
den Aufwendungen, insbesondere der 
Schuldzinsen für Fremdkapital, Betriebs- 
kosten und Versicherungsbeiträge; 

2. bei Inanspruchnahme von Sachen, die zum 
Vermögen des Deutschen Reichs gehörten 
und der gesetzlichen Regelung nach Ar- 
tikel 134 des Grundgesetzes unterliegen, 
und von Sachen, die im Eigentum der Bun- 
desrepublik stehen, auf die Erstattung der 
Grundsteuern, soweit sie nach der Inan- 
spruchnahme noch zu entrichten sind, und 
der sonstigen öffentlichen Abgaben. 

(2) Absatz 1 Nr. 2 ist sinngemäß anzuwen- 
den bei Inanspruchnahme von Sachen im 
Eigentum Juristischer Personen des privaten 
Rechts, an denen das Deutsche Reich oder die 
Bundesrepublik beteiligt ist, für den Teil der 
Entschädigung, der der kapitalmäßigen Beteili- 
gung des Reichs oder der Bundesrepublik ent- 
spricht. 

(3) Die Entschädigung nach den Vorschrif- 
ten des Absatzes 1 wird im Falle der Ver- 
äußerung der Sache in dem bisherigen Um- 
fang dem neuen Eigentümer gewährt. 

§ 10 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschrif- 
ten über die Berechnung der in den §§ 3 bis 6 
vorgeschriebenen Entschädigungen zu erlassen. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Entschädigungen 

für Besatzungsschäden und Schäden an 
öffentlichem Eigentum 

§ 11 

(1) Eine Entschädigung nach diesem Gesetz 
wird für solche Besatzungsschäden gewährt, 
für die nach den Gesetzen Nr. 47 und Nr. 79 
der Alliierten Hohen Kommission (Amtsblatt 
der Alliierten Hohen Kommission S. 767 und 
S. 1932) eine Entschädigung zu gewähren ist. 

(2) Die Entschädigung bemlßt sich nach den 
§§ 12 bis 24. 

§ 12 

(1) Die Entschädigung für den Verlust oder 
die Zerstörung einer Sache bemißt sich nach 


dem gemeinen Wert, den die Sache im Zeit- 
punkt des schädigenden Ereignisses hatte. Ist 
vor diesem Zeitpunkt während der Dauer 
der Inanspruchnahme eine Wertminderung 
eingetreten, die über die gewöhnliche Abnut- 
zung hinausgeht, so bleibt sie bei der Bemes- 
sung unberücksichtigt. 

(2) Ist seit dem Zeitpunkt des schädigenden 
Ereignisses eine wesentliche Änderung der 
Preis- und Wertverhältnisse eingetreten, so 
ist der gemeine Wert im Zeitpunkt der Ent- 
scheidung zugrunde zu legen. 

(3) Der gemeine Wert beweglicher Sachen 
kann auf der Grundlage der Anschaffungs- 
kosten für neue Gegenstände gleicher Art 
unter Berücksichtigung der seit dem Zeit- 
punkt der Anschaffung eingetretenen Wert- 
minderung berechnet werden. 

§ 13 

(1) Ist die nach § 12 zu gewährende Ent- 
schädigung für den Verlust oder die Zerstö- 
rung beweglicher Sachen mit Ausnahme ge- 
werblicher Einrichtungsgegenstände geringer 
als 50 vom Hundert der Anschaffungskosten 
für neue Sachen gleicher Art, so wird eine 
zusätzliche Entschädigung bis zur Hohe des 
Unterschledsbetragcs gewährt, wenn die Wie- 
derbeschaffung der Sachen beabsichtigt ist und 
dem wirtschaftlichen Bedürfnis entspricht. 

(2) Absatz 1 ist im Falle des Verlustes oder 
der Zerstörung gewerblicher Einrichtungs- 
gegenstände sinngemäß anzuwenden mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Satzes von 
50 vom Hundert der Satz von 33 V 3 vom 
Hundert tritt. 

§ 14 

(1) Die Entschädigung für die Verschlech- 
terung oder Beschädigung einer Sache bemißt 
sich nach den Kosten, die für eine sachgemäße 
Instandsetzung notwendig sind. Eine durch 
die Instandsetzung nicht zu behebende Wert- 
minderung ist zu berücksichtigen. Die Ent- 
schädigung darf den gemeinen Wert nicht 
übersteigen, den die Sache ohne die Ver- 
schlechterung oder Beschädigung gehabt 
hätte. 

(2) Kommt eine Instandsetzung wegen der 
Eigenart der Sache nicht in Frage, so ist die 
Entschädigung nach dem Minderwert zu be- 
messen. Ist die Beschädigung so erheblich, daß 
die Instandsetzung untunlich ist, und eine 
Verwendung der Sache im beschädigten Zu- 
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Stand unwirtschaftlich oder unzumutbar, so 
ist die Sache als zerstört anzusehen. 

§ 15 

(1) Bei der Bemessung der Entschädigung 
für Schäden an einer Sache, die von 
einer Besatzungsmacht ordnungsgemäß zur 
Nutzung oder zum Gebrauch in Ansprudi 
genommen worden war, ist von dem Zu- 
stand auszugehen, in dem sich die Sache im 
Zeitpunkt der Inanspruchnahme befand. 

(2) Eine Entschädigung wird nicht gewährt 
für die gewöhnliche Abnutzung der Sache 
während der Dauer der Inanspruchnahme, es 
sei denn, daß eine Nutzungsvergütung aus 
Mitteln des Alliierten Besatzungskosten- und 
Auftragsausgabenhaushaks oder eine sonstige 
Entschädigung für die Überlassung der 
Nutzung oder des Gebrauchs der Sachen nicht 
gezahlt worden ist. 

(3) Artikel 1 Nr. 1 Abs. 3, Artikel 2 Nr. 3 
und 4 sowie Artikel 3 Nr. 3 der Durdifüh- 
rungsverordnung Nr. 1 zum Gesetz Nr. 47 
der Alliierten Hohen Kommission (Amts- 
blatt der Alliierten Hohen Kommission 
S. 1498) sind sinngemäß anzuwenden. 

§ 16 

(1) Als Zeitpunkt des schädigenden Ereig- 
nisses im Sinne dieses Gesetzes gilt bei Sachen, 
die von einer Besatzungsmacht ordnungs- 
gemäß in Anspruch genommen waren, der 
Zeitpunkt der Freigabe der Sadie, sofern 
nicht festgestellt werden kann, daß das schä- 
digende Ereignis zu einem anderen Zeitpunkt 
stattgefunden hat. Satz 1 ist sinngemäß anzu- 
wenden auf bewegliche Sachen, die sich, ohne 
selbst in Anspruch genommen worden zu 
sein, in einem von einer Besatzungsmacht in 
Anspruch genommenen Grundstück befunden 
haben. 

(2) Sind bewegliche Sachen regelwidrig in 
Ansprudi genommen worden, ohne daß 
nachträglich eine ordnungsgemäße Inan- 
spruchnahme erfolgt ist, so ist der Zeitpunkt 
der Inanspruchnahme als Zeitpunkt des schä- 
digenden Ereignisses anzusehen. 

§ 17 

(1) Kann ein Grundstück, das von einer 
Besatzungsmacht zur Nutzung oder zum Ge- 
brauch in Anspruch genommen worden war, 
nach Freigabe ganz oder zum Teil nicht als- 


bald genutzt werden, weil Schäden am Grund- 
stück, bei gewerblich genutzten Grundstük- 
ken auch an den betriebsnotwendigen Ein- 
richtungsgegenständen, behoben werden müs- 
sen, so wird dem Eigentümer bis zur Besei- 
tigung der Schäden, längstens jedoch für sechs 
Monate vom Beginn des auf die Freigabe des 
Grundstücks folgenden Monats ab, eine Ent- 
schädigung gewährt. 

(2) Die Entschädigung darf für jeden Mo- 
nat die im Zeitpunkt der Freigabe aus dem 
Alliierten Besatzungskosten- und Auftrags- 
aiisgabenhaushalt gezahlte monatliche Nut- 
zungsvergütung einschließlich einer nach den 
§§ 3 bis 6 gewährten Entschädigung nicht 
übersteigen. Kann das Grundstück nach der 
Freigabe nur zu einem Teil nicht genutzt 
werden, so ist bei der Beredtnung der Ent- 
schädigung von dem anteiligen Betrag auszu- 
gehen. 

(3) War ein gewerblich genutztes Grund- 
stück im Zeitpunkt der Inanspruchnahme 
verpachtet, so wird dem Pächter eine Ent- 
schädigung gewährt, wenn das Pachtverhält- 
nis im Zeitpunkt der Freigabe des Grund- 
stücks noch bestand und der Päditcr bis zu 
diesem Zeitpunkt eine Nutzungsvergütung 
aus dem Alliierten Besatjzungskosten- und 
Auftragsausgabenhaushalt oder eine Entschä- 
digung nach den §§ 3 bis 6 und 8 erhalten 
hat. Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 
sind sinngemäß anzuwenden. Die höchstzu- 
lässige Entschädigung je Monat bestimmt sich 
nach der dem Pächter gezahlten Nutzungs- 
vergütung und Entschädigung (Satz 1). 

(4) Eine Entsdiädigung wird nicht gewährt, 
wenn der Entschädigungsberechtigte die In- 
standsetzung des Grundstücks oder der be- 
triebsnotwendigen Einrichtungsgegenstände 
schuldhaft unterlassen oder verzögert hat. 

(5) Gebletskörperschaften und juristisclien 
Personen des privaten Rechts, an denen Ge- 
bietskörperschaften zu mehr als 50 vom Plün- 
dert beteiligt sind, wird eine Entschädigung 
nicht gewährt. 

§ 18 

(1) Hat ein Entschädigungsberechtigter in- 
folge eines Schadens an einer Sache, die nicht 
von einer Besatzungsmacht zur Nutzung 
oder zum Gebrauch in Anspruch genommen 
worden war, einen Verdienstausfall erlitten, 
so wird Ihm eine Entschädigung für die Zeit 
bis zur Behebung des Schadens, längstens für 
sechs Monate, gewährt. 
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(2) Hat der Entschädigungsberechtigte zur 
Abwendung oder Minderung eines solchen 
Verdienstausfalles Aufwendungen gemacht, 
die den Umstanden nach angemessen waren, 
so ist die Vorsdirift des Absatzes 1 sinnge- 
mäß anzuwenden. 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 zu ge- 
währende Entschädigung darf insgesamt den 
Betrag von 3000 Deutsche Mark nicht über- 
steigen. 

§ 19 

(1) Bei einer Verletzung des Körpers oder 
einer sonstigen Schädigung der Gesundheit 
wird eine Entschädigung für die angemesse- 
nen Kosten der Heilung oder einer versudi- 
ten Heilung gewährt. 

(2) Eine Entschädigung wird ferner ge- 
währt für Vermögensnachteile, die dem Ver- 
letzten dadurch entstehen, daß seine Erwerbs- 
fähigkeit aufgehoben oder gemindert wor- 
den ist oder seine Bedürfnisse vermehrt wor- 
den sind. 

§ 20 

(1) Hat eine Körperverletzung oder son- 
stige Schädigung der Gesundheit den Tod des 
Verletzten verursacht, so wird eine Entschä- 
digung für die angemessenen Kosten der Be- 
erdigung gewährt. 

(2) Haben dritte Personen infolge des 
Todes ein auf Gesetz beruhendes Unterhalts- 
recht gegen den Verletzten verloren, so wird 
ihnen insoweit eine Entschädigung gewährt, 
als der Getötete während der mutmaßlidien 
Dauer seines Lebens zur Gewährung des Un- 
terhalts verpflichtet gewesen sein würde. Die 
Entschädigung wird auch dann gewährt, wenn 
der Dritte zur Zeit der Verletzung erzeugt, 
aber noch nicht geboren war. 

§ 21 

War der Verletzte kraft Gesetzes einem 
Dritten zur Leistung von Diensten in dessen 
Elauswesen oder Gewerbe verpflichtet, so 
wird dem Dritten für die entgehenden 
Dienste eine Entschädigung gewährt. Die Ent- 
schädigung darf den Betrag nicht übersteigen, 
den in einem vergleichbaren Fall der Ver- 
letzte selbst wegen der Aufhebung oder Min- 
derung seiner Erwerbsfähigkeit verlangen 
könnte. 

§ 22 

(1) Die Entschädigung wegen Aufhebung 
oder Minderung der Erwerbsfähigkeit be- 


mißt sich nach dem Einkommen, das der 
Verletzte durch seine Arbeit voraussichtlich 
hätte erzielen können, wenn der Schadens- 
fall nicht eingetreten wäre. 

(2) Die Entschädigung wegen des Verlu- 
stes eines Rechts auf Unterhalt bemißt sich 
nach dem auf den Unterhaltsberechtigten 
entfallenden Anteil an dem für den Unter- 
halt verfügbaren Einkommen des Verletzten, 
das nach Absatz 1 zu berechnen ist. Die Ge- 
samtsumme der Entschädigungen für mehrere 
Unterhaltsberechtigte darf 80 vom Hundert 
des für den Unterhalt verfügbaren Einkom- 
mens des Verletzten nidit übersteigen. 

(3) Eine Entschädigung wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß ein anderer dem Entschä- 
digungsberechtigten Unterhalt zu gewähren 
hat. 

§ 23 

(1) In den Fällen der §§ 19 Abs. 2, 20 
Abs. 2 und 21 wird die Entschädigung in 
Form einer Rente gewährt. 

(2) Statt der Rente kann der Entschädi- 
gungsbereditigte eine Kapitalabfindung ver- 
langen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt 
und eine nützliche Verwendung des Kapitals 
gesichert erscheint. Eine Kapitalabfindung 
wird nicht gewährt, wenn nach Lage der 
Verhältnisse der Anspruch auf die Rente 
vorzeitig Wegfällen kann. 

§ 24 

Bei einer Verletzung des Körpers oder son- 
stigen Schädigung der Gesundheit kann eine 
Entschädigung auch wegen eines Schadens des 
Verletzten, der nicht Vermögensschaden ist, 
gewährt werden, sofern es wegen der Schwere 
der Verletzung oder Schädigung und wegen 
ihrer Auswirkungen aus Gründen der Billig- 
keit geboten erscheint. 

§ 25 

(1) Für Schäden an beweglichen und unbe- 
weglichen Sachen im Eigentum eines Landes 
oder eines Gemeindeverbandes, deren Ab- 
geltung aus Mitteln des Alliierten Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalts nach 
Artikel 4 Buchstabe h des Gesetzes Nr. 47 
der Alliierten Hohen Kommission nicht zu- 
lässig ist, wird eine Entschädigung in sinnge- 
mäßer Anwendung des Gesetzes Nr. 47 der 
Alliierten Hohen Kommission und der Vor- 
schriften dieses Abschnitts gewährt. 
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(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 ist sinn- 
gemäß anzuwenden auf Schäden an Straßen, 
Wegen und Brücken, für die ein Land oder 
ein Gemeindeverband Träger der Baulast ist. 
Eine Entschädigung wird nicht gewährt für 
Schäden, die durch eine Nutzung für normale 
Verkehrszwecke verursacht worden sind. 

(3) Die Vorschrift des Absatzes 1 ist fer- 
ner sinngemäß anzuwenden auf Schäden an 
beweglichen und unbeweglichen Sadien, die 
im Eigentum juristisdier Personen des priva- 
ten Rechts stehen, an denen das Deutsche 
Reich, die Bundesrepublik, Länder oder Ge- 
meindeverbände beteiligt sind, soweit wegen 
dieser Beteiligung eine Entschädigung aus 
Mitteln des Alliierten Besatzungskosten- und 
x^uftragsausgabenhaushalts nadi Artikel 4 
Buchstabe h des Gesetzes Nr. 47 'der Alliier- 
ten Hohen Kommission nicht zulässig ist. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu be- 
stimmen, daß eine Entschädigung nicht ge- 
währt wird, wenn der Schaden einen Mindest- 
betrag nicht übersteigt. 

DRITTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 26 

Eine Entschädigung nach diesem Gesetz 
wird nur insoweit gewährt, als der Geschä- 
digte nicht von den Besatzungsmächten, ins- 
besondere aus Mitteln des Alliierten Besat- 
zungskosten- und Auftragsausgabenhaushalts 
Ersatz erhalten hat oder erlangen kann. 

§ 27 

Steht dem Entschädigungsberechtigten we- 
gen des Vermögensnachteils oder des Schadens 
ein Anspruch gegen einen Dritten zu, so geht 
der Ansprudi auf die Bundesrepublik über, 
soweit nach diesem Gesetz eine Entschädigung 
gewährt wird. Das gilt nicht für Ansprüdie 
aus einem Versicherungsverhältnis. 

§ 28 

Eine Entschädigung wird nicht gewährt, 
wenn der Antragsteller einen nach den Vor- 
schriften der Besatzungsmächte zulässigen An- 
trag auf Gewährung einer Vergütung oder 
Entschädigung schuldhaft nicht oder nicht 
frist- oder formgerecht gestellt und aus 


diesem Grunde eine Vergütung oder Ent- 
schädigung von den Besatzungsmächten nicht 
erhalten hat. 

§ 29 

Eine Entschädigung für entgangenen Ge- 
winn wird nicht gewährt, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

§ 30 

Auf die Entschädigung sind Vermögens- 
Vorteile, die im Zusammenhang mit der Er- 
bringung der Besatzungsleistung oder mit 
dem Besatzungsschaden entstanden sind, an- 
zurechnen, 

§ 31 

Pdat bei der Entstehung des Vermögens- 
nachteils oder des Besatzungsschadens ein Ver- 
schulden des Geschädigten oder seines Ver- 
treters mitgewirkt, so ist dies bei der Be- 
messung der Entschädigung zu berücksichti- 
gen. Dasselbe gilt, wenn der Geschädigte oder 
sein Vertreter es schuldhaft unterlassen hat, 
den entstandenen Vermögensnachteil oder 
Schaden zu mindern. 

§ 32 

Eine Entschädigung wird nicht gewährt, 
wenn der Antragsteller durch wissentlich fal- 
sche Angaben oder durch Beeinflussung eines 
Zeugen, eines Sachverständigen oder einer mit 
der Bearbeitung seines Antrags dienstlich be- 
faßten Person eine ihm nicht zustehende Ent- 
schädigung zu erlangen versucht. 

§ 33 

Die Entschädigung wird in Geld gewährt. 

§ 34 

Die Bemessung der Entschädigung unter- 
liegt den bestehenden Preisvorschriften. 

§ 35 

Grundpfandrechte und Reallasten an 
Grundstücken, für deren Überlassung zur 
Nutzung oder zum Gebrauch eine Entschä- 
digung nach diesem Gesetz gewährt wird, er- 
strecken sich auf den Entschädigungsanspruch 
des Eigentümers. 

§ 36 

(1) Die Vorschriften dieses Teiles finden 
Anwendung 

1. auf Vermögensnachteile, die nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes im Zusammenhang 
mit Besatzungsleistungen eintreten; 


7 



2. auf Besatzungsschäden, wenn das schädi- 
gende Ereignis nach dem 31. März 1950 
stattgefunden hat und das Verfahren zur 
Abgeltung des Besatzungsschadens nach 
den besatzungsrechtlichen Abgeltungsvor- 
schriften im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes noch nicht endgültig ab- 
geschlossen war; 

3. auf Schäden der in § 25 genannten Art, 
wenn das schädigende Ereignis nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes stattgefunden 
hat. 

(2) Wiederkchrende Leistungen werden 
nur für die Zeit nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gewährt. 


ZWEITER TEIL 

Härteausgleich 

§ 37 

(1) Geschädigten, deren Antrag auf Abgel- 
tung eines nach den Gesetzen Nr. 47 und 
Nr. 79 der Alliierten Hohen Kommission ent- 
schädigungsfähigen Besatzungsschadens von 
der zuständigen Dienststelle einer Besatzungs- 
macht ganz oder zum Teil endgültig abge- 
lehnt worden ist, kann ein Härteausgleich 
gewährt werden, wenn die getroffene Ent- 
scheidung offensichtlich auf einer unrichtigen 
Rechtsanwendung oder auf einer unzutref- 
fenden Beweiswürdigung beruht und die Ge- 
währung eines Härteausgleichs unter Berück- 
sichtigung der gesamten Verhältnisse des Ge- 
schädigten zur Vermeidung einer unbilligen 
Härte geboten ist. 

(2) Hat im Falle eines Besatz ungssadischa- 
dens das schädigende Ereignis vor dem 
1. April 1950 stattgefunden, so darf ein Här- 
teausgleich nur dann gewährt werden, wenn 
es zur Behebung einer infolge des Bcsatzungs- 
schadens cingetretenen wirtschaftlichen Not- 
lage dringend geboten ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine An- 
wendung, wenn dem Geschädigten nach die- 
sem Gesetz eine Entschädigung gewährt wer- 
den kann. 

§ 38 

Entschädigungsberechtigten, die auf Grund 
einer Entscheidung der nach besatzungsrecht- 
lichen Vorschriften zuständigen Dienststelle 
vor dem 21. Juni 1948 eine Kapitalabfindung 


wegen Verlustes oder Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit oder wegen Verlustes eines Rechts 
auf Unterhalt erhalten haben, kann ein Här- 
teausgleich gewährt werden, soweit dies zur 
Sicherstellung ihres notwendigen Lebensun- 
terhalts erforderlich ist. Dasselbe gilt, wenn 
eine Kapitalabfindung wegen dauernder Ver- 
mehrung der Bedürfnisse gezahlt worden ist 
und der Entschädigungsberechtigte die durch 
die Vermehrung der Bedürfnisse entstehen- 
den Aufwendungen unter Berücksichtigung 
seiner sonstigen Verpflichtungen ohne Ge- 
fährdung seines Unterhalts aus den ihm zur 
Verfügung stehenden Mitteln nicht bestrei- 
ten kann. 

§ 39 

(1) Sind Entschädigungen für Besatzungs- 
schäden im Verhältnis von 1 Deutschen Mark 
für 10 Reichsmark umgestellt worden, so 
kann den Entschädigungsberechtigten ein 
Härteausglcich gewährt werden, sofern es zur 
Behebung einer infolge des Besatzungsscha- 
dens eingetretenen und noch nicht überwun- 
denen wirtschaftlichen Notlage erforderlich 
ist. 

(2) Der Härteausgleich wird gewährt für 
Schäden, die durch den Verlust oder die Be- 
schädigung von Wohnungseinrichtungsgegen- 
ständen und von Gegenständen des notwen- 
digen persönlidicn Bedarfs eingetreten sind. 

(3) Der Härteausglcich kann gewährt wer- 
den bis zur Höhe von 40 vom Hundert des 
in Reichsmark festgesetzten Entschädigungs- 
betrages. Entschädigungsbeträge über 10 000 
Reichsmark sind nicht zu berücksichtigen. 
Sind aus Anlals desselben Schadensfalles meh- 
rere Entschädigungsbeträge zugesprochen 
worden, so sind sie zusammenzurechnen. 

§ 40 

Soweit vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Härteausgleiche in Form von wiederkehren- 
den Leistungen gezahlt worden sind, be- 
stimmt sich die Gewährung des Härteaus- 
gleichs vom Inkrafttreten dieses Gesetzes ab 
nach dessen Vorschriften. 

§ 41 

Ergeben sich in anderen Fällen bei der Ab- 
geltung von Bcsatzungsleistungen und Be- 
satzungsschäden besondere Härten, so kann 
der Bundesminister der Finanzen einen Här- 
tcausglelch gewähren. 
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DRITTER TEIL 
Bundesdarlehen 

§ 42 

Der Bundesministcr der Finanzen wird er- 
inächiigt, Personen, die von einem nach den 
Gesetzen Nr. 47 und Nr. 79 der Alliierten 
Hohen Kommission entschädigungsfähigen 
Sadiscliadcn betroffen worden sind, Darlehen 
zu gewähren, um die Instandsetzung beschä- 
digter und die Wiederbeschaffung in Verlust 
geratener beweglicher Sachen sowie die In- 
standsetzung beschädigter und den Wieder- 
aufbau zerstörter Gebäude zu ermöglichen, 
sofern der Betroffene nicht in der Lage ist, 

4ifi prl ir*Ff^n A/Tirf/^l in 

V-..* w... 

selbst aufzubringen oder sie zu tragbaren Be- 
dingungen im Kreditwege zu beschaffen und 
der Einsatz öffentlicher Mittel geredatfertigt 
erscheint. 


VIERTER TEIL 

Verfahren 

§ 43 

Über Anträge auf Gewährung einer Ent- 
schädigung nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes entscheiden die Behörden der Bcsat- 
z u n gsl ast en V e r w al tu n g . 

§44 

(1) Imr die Entscheidung ist die Behörde 
der unteren Verwaltungsstufe zuständig, bei 
der das Verfahren zur Abgeltung der Besat- 
zungsleistung oder des ßesatzungsschadens 
nach den Vorschriften der Besatzungsmächte 
anhängig war oder anhängig ist. 

(2) War keine Behörde der Besatzungs- 
lastenverwaltung mit der Abgeltung der Be- 
satzungsleistung oder des Besatzungsschadens 
befaßt, so ist die Behörde der unteren Ver- 
waltungsstufe zuständig, in deren Bezirk die 
Besatzungsleistung erbracht worden ist oder 
das den Besatzungsschaden verursachende Er- 
eignis stattgefunden hat. 

(3) Für die Entscheidung über Anträge auf 
Entschädigung für die in § 25 genannten 
Schäden gilt Absatz 2 sinngemäß. 

(4) Die für die Finanzverwaltung zustän- 
dige oberste Landesbehörde kann abweichend 


von den Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
bestimmen, daß die Entscheidung 

1. allgemein oder für bestimmte Gruppen 
von Anträgen den Behörden der mittle- 
ren Verwaltungsstufe, 

2. für die Bezirke mehrerer Behörden einer 
von ihnen übertragen wird. 

§ 45 

(1) Der Bundesminister der Finanzen be- 
stellt zur Wahrnehmung der finanziellen Be- 
lange der Bundesrepublik Vertreter des Bun- 
desinteresses. 

(2) Der Vertreter des Bundesinteresses ist 
an dem Verfahren vor den Verwaltungsbe- 
hörden und vur Jen Vei wall uiigsgerichten ZU 
beteiligen. 

§ 46 

(1) Der Antrag auf Entschädigung ist 
schriftlicli oder zur Niederschrift bei der für 
die Entscheidung zuständigen Behörde zu 
stellen. Er soll alle für die Entsclieidung we- 
sentlid'ien Angaben enthalten und auf die 
Beweismittel, soweit sie nicht beigefügt sind, 
Bezug nehmen. 

(2) Ist dem Antragsteller bekannt, daß an- 
dere Personen einen Anspruch auf die Ent- 
schädigung geltend machen oder geltend ma- 
chen können, so hat er dies in seinem Antrag 
anzugeben. 

§47 

(1) Der Antrag auf Entsdiädigung für Ver- 
mögensnachteile, die im Zusammenhang mit 
Besatzungsleistungen entstehen, ist innerhalb 
von drei Monaten nach Beendigung der Be- 
satzungsleistung zu stellen. 

(2) Der Antrag auf Entschädigung für Be- 
satzungsschäden ist innerhalb von drei Mona- 
ten nach Eintritt des schädigenden Ereignisses 
zu stellen. Dasselbe gilt für die Anträge auf 
Entschädigung für die in § 25 genannten 
Schäden. 

(3) Ist innerhalb dieser Frist bei der zu- 
ständigen Behörde ein Antrag auf Abgeltung 
der Besatzungsleistung oder des Besatzungs- 
schadens nach den Abgeltungsvorschriften 
der Besatzungsmächte gestellt worden, so gilt 
er zuglcida als Antrag auf Entsdiädigung nach 
diesem Gesetz. 
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§ 48 

(1) Die Behörde soll den Eingang des An- 
trags schriftlich bestätigen. Sie hat das wei- 
tere Verfahren von Amts wegen zu betrei- 
ben. 

(2) Die Behörde stellt unverzüglich die er- 
forderlichen Ermittlungen an. Sic kann den 
Antragsteller vsowie Zeugen und Sachverstän- 
dige vernehmen. Sie kann die Amts- und 
Rechtshilfe anderer Behörden und der Ge- 
richte in Anspruch nehmen, insbesondere die 
Gerichte um eidliche Vernehmung von Zeu- 
gen und Sachverständigen ersuchen. 

§ 49 

Die Behörde entscheidet über den Antrag, 
sobald über die Abgeltung der Bcsatzungs- 
leistung oder des Besatzungsschadens nach 
den Abgeltungsvorschriftcn der Bcsatzungs- 
mächte eine endgültige Entscheidung ergan- 
gen ist, es sei denn, daß der Antrag sich auf 
solche Vermögensnachteile oder Schäden be- 
zieht, für die eine Abgeltung nach den Vor- 
schriften der Besatzungsmächtc nicht vorge- 
sehen ist. 

§ 50 

(1) Die Behörde eiitsdieidet über den An- 
trag durch schriftlichen Bescheid. Dieser ist zu 
begründen, wenn er von dem Antrag ab- 
weicht. 

(2) Vor Erlaß des Bescheides ist der Ver- 
treter des Bundesinteresses zu hören, soweit 
der Bundesminister der Finanzen nichts an- 
deres bestimmt. 

(3) Der Bescheid ist mit einer Belehrung 
über das zulässige Rechtsmittel zu versehen 
und dem Antragsteller sowie dem Vertreter 
des Bundesinteresses zuzustellen. Die Zustel- 
lung erfolgt nach den Vorsdiriften des Ver- 
waltungszustellungsgesctzes vom 3. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 379). 

§ 51 

Die Behörde kann über den Grund des An- 
spruchs vorab entscheiden. Sic kann Fcststcl- 
lungs- und Teilbescheide erlassen. 

§ 52 

(1) Die Behörde kann mit dem Antrag- 
steller eine Vereinbarung über die Höhe der 
Entschädigung oder eines Teils derselben 
treffen. 


(2) Die Vereinbarung bedarf der Zustim- 
mung des Vertreters des Bundesinteresses, so- 
weit der Bundesminister der Finanzen nichts 
anderes bestimmt. 

§ 53 

(1) Gegen den Bescheid können der An- 
tragsteller und der Vertreter des Bundes- 
intcresscs Beschwerde einlcgen. Die Beschwer- 
de ist innerhalb eines Monats nach Zustel- 
lung des Bescheides bei der Behörde einzu- 
legen, die den Bescheid erlassen hat. Über 
die Beschwerde entscheidet die übergeordnete 
V erwaltungsbehördc. 

(2) Für das Beschwerdeverfahren gelten 
die Vorschriften der §§ 43, 45, 46 Abs. 1 und 
der §§ 48 und 50 bis 52 sinngemäß. 

(3) Gegen die Bescliwcrdccntsdieidung 
können die im x\bsatz 1 genannten Personen 
innerhalb eines Monats Klage vor dem Ver- 
waltungsgcricht erheben. 

§ 54 

(1) Die Entschädigung ist unverzüglich 
auszuzahlen, sobald der Bescheid, durch den 
sie festgesetzt worden ist, unanfeditbar ge- 
worden oder eine Vereinbarung rechtswirk- 
sam abgeschlossen worden ist. 

(2) Wird’ ein Bescheid oder Teilbescheid 
wegen der Höhe der festgesetzten Entschädi- 
gung angcfochten, so kann die unverzügliche 
Auszahlung des Teiles der Entschädigung an- 
geordnet werden, über den kein Streit be- 
steht. 

(3) Vorauszahlungen auf die Entschädi- 
gung können in angemessenem Umfang ge- 
währt werden, wenn der Antrag dem Grunde 
nach gerechtfertigt ist. Vorauszahlungen auf 
künftig fällig werdende, wiederkehrendc 
Entschädigungsleistungen sind nicht zulässig. 

(4) Besteht bei der Behörde Ungewißheit 
darüber, an wen die Entschädigung auszu- 
zahlen ist, so hat sie die Entschädigung un- 
ter Verzicht auf das Recht der Rücknahme 
zu hinterlcgen. 

§ 55 

(1) Das Verfahren ist gebührenfrei. 

(2) Kosten, die dem Antragsteller durch 
das Verfahren entstanden sind, können ihm, 
soweit sie zur zweckentsprechenden Wahr- 
nehmung seiner Rechte notwendig und an- 
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gemessen sind, erstattet werden, wenn sich 
sein Antrag als begründet erweist. 

(3) Beantragt der Antragsteller eine Be- 
weiserhebung, deren Sachdienlldikeit der Be- 
hörde zweifelhaft erscheint, so kann sie die 
Durchführung der Beweiserhebung davon 
abhängig machen, daß er einen angemessenen 
Auslagenvorschuß leistet. 

(4) Dem Antragsteller können Kosten, die 
durch das Verfahren entstanden sind, inso- 
weit auferlegt werden, als er sie durch grobes 
Verschulden verursacht hat. 


§ 56 

(1) Ein unanfechtbar gewordener Bescheid 
kann auf Antrag eines Beteiligten oder von 
Amts wegen geändert werden, 

1. wenn die Unterlagen, auf denen der Be- 
scheid beruht, unrichtig oder unvollstän- 
dig waren, 

2, wenn der Bescheid durch eine strafbare 
Handlung herbeigeführt worden ist. 

(2) Auf Antrag eines Beteiligten kann ein 
Bescheid nach Absatz 1 Nummer 1 nur dann 
geändert werden, wenn der die Änderung be- 
antragende Beteiligte ohne sein Verschulden 
außerstande war, In die früheren Verfahren 
bis zum Ablauf der Beschwerdefrist die Be- 
richtigung oder Vervollständigung der Un- 
terlagen herbeizuführen. 

(3) Die Änderung erfolgt durch die Be- 
hörde, die in dem früheren Verfahren zu- 
letzt sachlich entsdileden hat. 

(4) Nach Ablauf von drei Jahren, nach- 
dem ein Bescheid unanfechtbar geworden ist, 
ist eine Änderung des Bescheides nicht mehr 
zulässig. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
sind auf Vereinbarungen sinngemäß anzu- 
wenden. 

§ 57 

(1) Ändern sich bei künftig fällig werden- 
den wiederkehrenden Entschädigungsleistun- 
gen die Verhältnisse, die für die Gewährung 
der Entschädigung, ihre Höhe und die Dauer 
ihrer Entrichtung maßgebend sind, so ist auf 
Antrag eines Beteiligten oder von Amts we- 
gen der Bescheid oder die Vereinbarung ent- 
sprechend zu ändern. 

(2) § 56 Abs. 2 und 3 sind anzuwenden. 


§ 58 

(1) Ist durdi Vorauszahlungen auf eine 
noch nicht endgültig festgesetzte Entschädi- 
gung eine Überzahlung eingetreten, so hat 
die nach §§ 44 zuständige Behörde durch 
Rückzahlungsbescheid die Rückzahlung des 
zuviel gezahlten Betrages anzuordnen. 

(2) Wird ein Bescheid, auf Grund des- 
sen eine Entschädigung gezahlt worden ist, 
berichtigt oder geändert und ist dadurch eine 
Überzahlung eingetreten, so hat die nach § 44 
zuständige Behörde durch Rückzahlungsbe- 
scheid die Rückzahlung des Teiles der Ent- 
schädigung anzuordnen, zu dessen Rückzah- 
lung der Zahlungsempfänger verpflichtet ist. 

(3) Auf das Verfahren sind die Vorschrif- 
len der §§ 50, 52 und 53 sinngemäß anzu- 
wenden, Die Vollstreckung erfolgt nach den 
Vorschriften des Verwaltungsvollstreckimgs- 
gesetzes vom 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. 
I S. 157). 

§ 59 

War der Antragsteller ohne eigenes Ver- 
schulden an der Einhaltung einer der in die- 
sem Gesetz vorgesehenen Fristen gehindert, 
so kann ihm auf Antrag Wiedereinsetzung 
In den vorigen Stand gewährt werden. 
Der Antrag auf Wiedereinsetzung Ist inner- 
halb von zwei Wochen seit Wegfall des Hin- 
derungsgrundes bei der Behörde zu stellen, 
die in der Sache zu entsclieiden hat. 

§ 60 

(1) Die Vorschriften der §§ 43 bis 46, 48, 
49, 52, 55 bis 58 gelten für Anträge auf Ge- 
währung von Härteausgleichen sinngemäß. 

(2) Die Gewährung eines Härteausgleichs 
bedarf der Zustimmung des Vertreters des 
Bundesinteresses, soweit der Bundesminister 
der Finanzen nichts anderes bestimmt. 

§ 61 

(1) In den Fällen des § 41 entscheidet über 
den Antrag der Bundesminister der Finanzen. 
Er kann die Entscheidung allgemein oder für 
bestimmte Gruppen von Fällen den Behör- 
den der Besatzungslastenverwaltung über- 
tragen. 

(2) Entscheidet der Bundesminister der 
Finanzen über den Antrag, so ist § 60 Abs. 2 
nicht anzuwenden. 
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FÜNFTER TEIL 

Besondere Bestimmungen für die Zeit 
nach Beendigung des Besatzungsregimes 

§ 62 

(1) In Ausführung des Artikels 3 Abs. 3 
Satz 1 des Neunten Teiles des Vertrages zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung entstan- 
dener Fragen in der Fassung des Protokolls 
über die Beendigung des Besatzungsregimes 
in der Bundesrepublik Deutschland vom 
23. Oktober 1954 werden die nach den be- 
satzungsrechtlichen Vorschriften anhängig ge- 
wordenen Verfahren zur Abgeltung von Be- 
satzungsschäden, für die nach den Gesetzen 
Nr. 47 und Nr. 79 der Alliierten Flohen 
Kommission Entschädigung zu leisten ist, 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes abge- 
wickelt, wenn sie im Zeitpunkt der Beendi- 
gung des Besatzungsregimes noch nicht end- 
gültig abgeschlossen waren. 

(2) FFaben die Verfahren Besatzungsschä- 
den zum Gegenstand, auf die dieses Gesetz 
nicht anzuwenden ist, so ist die Entschädi- 
gung nach den Vorschriften des Gesetzes 
Nr. 47 der Alliierten FFohen Kommission und 
der dazu ergangenen Durchführungsverord- 
nung Nr. 1 zu bemessen. 

§ 63 

(1) Als endgültig abgeschlossen sind Ver- 
fahren anzusehen, in denen die nach den be- 
satzungsrechtlichen Vorschriften zuständige 
Dienststelle eine Entscheidung über den Ent- 
schädigungsanspruch getroffen hat, die mit 
einem ordentlichen Rechtsmittel nicht oder 
nicht mehr angefochten werden kann. 

(2) Den endgültigen Entscheidungen stehen 
Vergleiche oder sonstige Vereinbarungen 
gleich. 

(3) Ist nur über einen Teil des Entschädi- 
gungsanspruchs eine endgültige Entscheidung 
ergangen oder ein Vergleich oder eine Ver- 
einbarung geschlossen worden, so ist das Ver- 
fahren nur insoweit als endgültig abgeschlos- 
sen anzusehen. 

§ 64 

Verfahren, die in dem Zeitpunkt der Be- 
endigung des Besatzungsregimes bei den 
Dienststellen der Besatzungsmächte anhängig 
waren, gehen auf die nach § 44 zuständige 
Behörde über. 


§ 65 

Die Vorschrift des § 49 ist nicht anzuwen- 
den. 

§ 66 

War Im Zeitpunkt der Beendigung des 
Besatzungsregimes ein Verfahren zur Abgel- 
tung des Besatzungsschadens noch nicht an- 
hängig, so kann ein Antrag auf Entscliädi- 
gung bis zum Ablauf der in § 47 Abs. 2 ge- 
nannten Frist gestellt werden. Die Vorschrift 
des § 62 ist anzuwenden. 

SECHSTER TEIL 
Schlußbestimmungen 

§ 67 

(1) Die Teile 1 bis 4 dieses Gesetzes gelten 
nach Maßgabe des § 13 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

(2) Soweit auf das Gesetz Nr. 47, die dazu 
ergangene Durchführungsverordnung Nr. 1 
und das Gesetz Nr. 79 cler Alliierten Flohen 
Kommission Bezug genommen ist, treten in 
Berlin an deren Stelle die Verordnung Nr. 508, 
die Durchführungsbestimmung Nr. 1 — A 
zu dieser Verordnung und die Verordnung 
Nr. 520 (Amtsblatt der Alliierten Komman- 
datur Berlin S. 257, 485 und 578). 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 17. Dezember 1954 

Dr. Wahl 

Dr. Serres 

von Bodelschwingh 

Dr. Brönner 

Friese 

Günther 

Höcherl 

Leonhard 

Lermer 

Mayer (Birkenfeld) 

Morgenthaler 

Richarts 

Frau Dr. Steinbiß 

Unertl 

Wehking 

Dr. Blank (Oberhausen) 
Held 

Dr. Starke 
Samwer 
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